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Gesetz iiber die Gemeinde- und Kirchensteuern (GKStG)

Vom 31. August 2006 (Stand 1. Januar 2021)

Der Grosse Rat des Kantons Graubiinden”,

gestiitzt auf Art. 31 und Art. 94 der Kantonsverfassung?,
nach Einsicht in die Botschaft der Regierung vom 16. Mai 2006,

beschliesst:

1. Allgemeine Bestimmungen

Art. 1 Gegenstand des Gesetzes
' Dieses Gesetz regelt die Steuererhebung der politischen Gemeinden sowie der
Landeskirchen und deren Kirchgemeinden.

% Soweit dieses Gesetz keine abweichende Regelung enthilt, finden die Bestimmun-
gen des kantonalen Steuergesetzes sinngeméss Anwendung.

Art. 2 Gemeindesteuern

! Die Gemeinde erhebt nach den Bestimmungen dieses Gesetzes:

a)  eine Einkommens- und Vermogenssteuer;

b)  eine Grundstiickgewinnsteuer;

c¢)  eine Nach- und Strafsteuer sowie Ordnungsbussen.

2 Die Gemeinde kann nach den Bestimmungen dieses Gesetzes folgende Steuern er-
heben:

a) eine Handénderungssteuer;

b) * eine Liegenschaftensteuer;

c) * eine Erbschafts- und eine Schenkungssteuer.
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3 Die Gemeinde kann weitere Steuern erheben, wie insbesondere:
a)*

b) * eine Gistetaxe oder eine Beherbergungsabgabe;

c) eine Tourismusforderungsabgabe.

* Die Erhebung einer Quellensteuer und die Besteuerung der juristischen Personen
fiir Gewinn und Kapital steht einzig dem Kanton zu.

Art. 3 Kirchensteuern

' Die Landeskirchen und ihre Kirchgemeinden kénnen nach den Bestimmungen die-
ses Gesetzes eine Einkommens- und Vermdgenssteuer in Prozenten der einfachen
Kantonssteuer sowie Nach- und Strafsteuern erheben.

? Die Erhebung weiterer Steuern ist nicht zulissig.

2. Die Steuern der Gemeinden

2.1. DIREKTE STEUERN

Art. 4 Einkommens- und Vermdgenssteuern

' Die Gemeinde erhebt eine Einkommens- und Vermdgenssteuer in Prozenten der
einfachen Kantonssteuer. Die Gemeinde legt den Steuerfuss fiir das nachfolgende
Steuerjahr spatestens im Dezember fest.

% Steuersubjekt, Steuerobjekt, Steuersatz und Bemessung der Steuer richten sich
nach den Bestimmungen des kantonalen Steuergesetzes".

’ Die Veranlagung erfolgt zusammen mit der Kantonssteuer durch die Behdrden
nach kantonalem Steuergesetz. Gleiches gilt fiir Einsprache-, Rechtsmittel- und wei-
tere Entscheide. Vorbehalten bleiben jene Fille, in denen lediglich eine kommunale
Veranlagung erfolgt.

* Der Steuerbezug fillt in die Zustindigkeit der Gemeinde.

* Veranlagung und Bezug der Aufwandsteuer der Gemeinden fallen in die Zustéindig-
keit des Kantons. *

Art. 5 Fraktionssteuer
1 *

? Bestehende Fraktionen mit Gebietskorperschaft, die am 1. Januar 2009 eine Ein-
kommens- und Vermdgenssteuer erheben, kénnen dies fiir die Dauer von zehn
Jahren weiterhin tun.

* Artikel 4 findet sinngemiss Anwendung.

Y BR 720.000
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Art. 6 Grundstiickgewinnsteuer
' Die Gemeinde erhebt eine Grundstiickgewinnsteuer in der Hohe der Kantonssteuer.

? Steuersubjekt, Steuerobjekt, Steuersatz und Bemessung der Steuer richten sich
nach den Bestimmungen des kantonalen Steuergesetzes".

* Verlustverrechnung und Satzbestimmung sind auf das Gemeindegebiet begrenzt.

* Veranlagung und Steuerbezug erfolgen zusammen mit der kantonalen Grundstiick-
gewinnsteuer durch die Kantonale Steuerverwaltung. Gleiches gilt fiir Einsprache-,
Rechtsmittel- und weitere Entscheide.

5 Uber Erlassgesuche und administrative Abschreibungen entscheidet die Gemeinde.

2.2. HANDANDERUNGSSTEUER

Art. 7 Handénderungssteuer
1. Allgemeines

' Die Gemeinde erhebt eine Handénderungssteuer nach den Bestimmungen dieses
Gesetzes.

? Die Handinderungssteuer wird erhoben bei Handéinderung eines in der Gemeinde
gelegenen Grundstiicks oder Grundstiickanteils.

Art. 8 2. Handé@nderungsbegriff

! Als Handinderung gilt jede Ubertragung der tatsichlichen und wirtschaftlichen

Verfligungsgewalt {iber ein Grundstiick.

* Als wirtschaftliche Handénderung gilt insbesondere:

a)  die Ausiibung des Substitutionsrechts aus einem Kauf- oder Kaufrechtsver-
trag, wenn eine Eigentumsiibertragung stattfindet;

b) * die Ubertragung von Beteiligungsrechten an einer Immobiliengesellschaft,
wenn dadurch der Erwerber allein oder zusammen mit seinem Ehegatten und
den minderjéhrigen Kindern eine Mehrheit der Stimmen erlangt;

c)  die entgeltliche Belastung von Grundstiicken mit privatrechtlichen Dienstbar-
keiten oder offentlich-rechtlichen Eigentumsbeschrankungen, wenn diese den
Verdusserungswert der Grundstiicke dauernd und wesentlich beeintriachtigen;

d) die Einrfumung eines Baurechts gegen Einmalentschidigung.

* Die Einbringung eines Grundstiicks in eine Personengesellschaft unterliegt der

Handénderungssteuer nur insoweit, als die wirtschaftliche Berechtigung dndert.

Art. 9 3. Steuerfreie Handénderungen
' Von der Handéinderungssteuer sind befreit:

a)  Handdnderungen zufolge Erbfolge, Erbteilung, Verméchtnisses, Erbvorbezu-
ges und Schenkung;
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b) * Handédnderungen zwischen Eltern und Nachkommen bezichungsweise
Schwiegereltern und Schwiegerkindern. Stiefkinder und Pflegekinder sind den
leiblichen Kindern gleichgestellt;

¢)  Handénderungen zwischen Ehegatten und zwischen eingetragenen Partnerin-
nen beziehungsweise Partnern sowie aufgrund giiterrechtlicher Auseinander-
setzungen;

d) Handénderungen zum Zwecke der Giliterzusammenlegung, der Abrundung,
der rationelleren Bewirtschaftung landwirtschaftlicher Gewerbe, der Quartier-
planung, der Grenzbereinigung oder der Umlegung von Bauland,

e)  Handénderungen zufolge Enteignung oder freiwilliger Abtretung von Grund-
stiicken, an denen ein Enteignungsrecht besteht;

f) Handinderungen bei Uberbauungen, wenn ein Handwerker Grundeigentum
tibernehmen muss, welches er innert zwei Jahren seit Abschluss des Kaufver-
trages weiterverkauft, ohne es vorher genutzt zu haben;

g)  Handdnderungen, welche beim Erwerb des Grundstiicks durch den Pfandgléu-
biger, den Pfandbiirgen oder den Solidarschuldner zu einem Verlust fithren;

h)  Handénderungen bei einer Umstrukturierung, die gemaéss kantonalem Steuer-
gesetz einen Steueraufschubtatbestand darstellt.

Art. 10 4. Steuersubjekt
! Steuerpflichtig ist der Erwerber des Grundstiicks.

2 Beim Tausch von Grundstiicken ist jede Vertragspartei fiir das von ihr erworbene
Tauschobjekt steuerpflichtig. Ein allfilliges Aufgeld ist vom Erwerber des wertvol-
leren Grundstiickes zu versteuern.

3 Abweichende vertragliche Vereinbarungen werden beriicksichtigt, soweit der Ver-
dusserer nicht subjektiv steuerbefreit ist.

Art. 11 5. Subjektive Steuerbefreiung
! Von der Handéinderungssteuer befteit sind

a) die Eidgenossenschaft und ihre Anstalten, soweit das Bundesrecht dies vor-
sieht;

b)  der Kanton und seine unselbstdndigen Anstalten;

c)  die selbstindigen kantonalen Anstalten fiir Grundstiicke, die unmittelbar 6f-
fentlichen Zwecken dienen;

d) * die Regionen, die Gemeinden (mit deren Anstalten) und die Biirgergemeinden
fiir Grundstiicke im eigenen Gebiet;

e)  die Landeskirchen und ihre Kirchgemeinden sowie die kirchlichen Stiftungen
fiir Grundstiicke im eigenen Gebiet, die unmittelbar kirchlichen Zwecken die-
nen sowie fiir die Pfarrhéuser;

f) die juristischen Personen, die gestiitzt auf Artikel 78 Absatz 1 Litera f Steuer-
gesetz" von der Steuerpflicht befteit sind, fiir Grundstiicke, die unmittelbar,
ausschliesslich und unwiderruflich dem steuerbefreienden Zweck dienen.
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Art. 12 6. Steuerbemessung

' Die Gemeinde legt den Steuersatz in einem formellen Gesetz fest. Dieser betriigt
maximal zwei Prozent.
? Bemessungsgrundlage ist der Verkehrswert des iibertragenen Grundstiicks.

3 Beim Kauf gilt als Verkehrswert der Kaufpreis mit allen weiteren Leistungen des
Erwerbers. Ist kein Kaufpreis vereinbart oder liegt dieser offensichtlich unter dem
Verkehrswert, wird die Handdnderungssteuer auf dem Verkehrswert erhoben.

* Wird ein Baurecht iibertragen, sind die vom Erwerber zu {ibernehmenden wieder-
kehrenden Baurechtszinsen vom Verkehrswert in Abzug zu bringen.

* Bei Tauschgrundstiicken ist die halbe Steuer vom Verkehrswert aller Tauschgrund-
stiicke plus die halbe Steuer auf einem allfélligen Aufgeld zu erheben.

Art. 13 7. Mitteilung

! Erfolgt die Handéinderung ohne Grundbucheintrag, hat sie die steuerpflichtige Per-
son dem Gemeindesteueramt innert 30 Tagen mitzuteilen.

Art. 14 8. Veranlagung und Falligkeit

! Die Handéinderungssteuer wird mittels Veranlagungsverfiigung durch die Gemein-
de eroffnet.

? Der Steueranspruch entsteht mit der Handdnderung und wird mit der Rechnung-
stellung féllig.

* Der Steuerbezug fillt in die Zustindigkeit der Gemeinde.
* Die Steuer ist innert 90 Tagen seit Rechnungstellung zu bezahlen.

Art. 15 9. Sicherstellung

' Die Handédnderungssteuer ist gemiss Einfiihrungsgesetz zum Schweizerischen Zi-
vilgesetzbuch® grundpfandgesichert.

2.3. LIEGENSCHAFTENSTEUER

Art. 16 Liegenschaftensteuer
1. Allgemeines

' Die Gemeinde erhebt auf den in der Gemeinde gelegenen Grundstiicken eine Lie-
genschaftensteuer nach den Bestimmungen dieses Gesetzes.

Art. 17 2. Steuersubjekt

! Steuerpflichtig sind die natiirlichen und juristischen Personen, die am Ende des Ka-
lenderjahres Eigentiimer oder Nutzungsberechtigte des Grundstiicks sind.

? BR210.100
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% Erbengemeinschaften, einfache Gesellschaften, Kollektiv- und Kommanditgesell-
schaften sowie andere Personengemeinschaften ohne juristische Personlichkeit kon-
nen selbstindig besteuert werden.

* Bs besteht eine Solidarhaftung des Eigentiimers fiir den Nutzungsberechtigten so-
wie der Personenunternehmer untereinander.

*Die subjektive Steuerbefreiung richtet sich nach den Bestimmungen iiber die
Handénderungssteuer (Art. 11).

Art. 18 3. Steuerbemessung

' Die Gemeinde legt den Steuersatz in einem formellen Gesetz fest. Dieser betrigt
maximal zwei Promille des Vermogenssteuerwerts am Ende des Kalenderjahres.

Art. 19 4. Veranlagung und Bezug

' Die Liegenschaftensteuer wird zusammen mit der Einkommens- und Vermogens-
steuer der Gemeinde beziehungsweise der Gewinn- und Kapitalsteuer von der nach
Steuergesetz fiir die direkten Steuern zustdndigen Behorde veranlagt. Die Gemeinde
kann im Gemeindesteuergesetz eine abweichende Regelung treffen.

> Wo keine direkten kantonalen oder kommunalen Steuern erhoben werden, erfolgt
die Veranlagung durch die Gemeinde.

* Der Steuerbezug fillt in die Zustindigkeit der Gemeinde.

* Filligkeit und Zahlbarkeit richten sich nach den direkten Steuern, wenn die Lie-
genschaftensteuer mit diesen erhoben wird. Wird die Liegenschaftensteuer separat
erhoben, wird sie mit der Veranlagung und Rechnungstellung féllig und ist innert 30
Tagen zu bezahlen.

Art. 20 5. Sicherstellung

' Die Liegenschaftensteuer ist gemiss Einfiihrungsgesetz zum Schweizerischen Zi-
vilgesetzbuch" grundpfandgesichert.

2.4. ERBSCHAFTS- UND SCHENKUNGSSTEUER *

Art. 21 Erbschafts- und Schenkungssteuer

! Die Gemeinde kann eine Erbschafts- und eine Schenkungssteuer erheben. *

? Steuersubjekt, Steuerbefreiung, Steuerobjekt, Steueranspruch und Steuerbemes-
sung, Bezug und Haftung der Erbschafts- und der Schenkungssteuer richten sich

nach den Bestimmungen des kantonalen Steuergesetzes. *
3 *
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* Die Bestimmungen des kantonalen Steuergesetzes iiber die Steuerpflicht” finden
analoge Anwendung. Fiir Preise und Ehrengaben des Kantons liegt die Steuerhoheit
bei der Wohnsitzgemeinde des Empfiangers. Hat dieser seinen Wohnsitz ausserhalb
des Kantons, fallt der Steuerertrag an die Stadt Chur. *

’ Die Gemeinde legt die Steuersitze in einem formellen Gesetz fest. Diese betragen
maximal: *

a) 5 Prozent: fiir den elterlichen Stamm;

b)* ...

c) 25 Prozent: fiir die iibrigen Begiinstigten.

¢ Veranlagung und Steuerbezug erfolgen zusammen mit der kantonalen Erbschafts-
steuer und der kantonalen Schenkungssteuer durch die kantonale Steuerverwal-
tung. Gleiches gilt fiir Einsprache-, Rechtsmittel- und weitere Entscheide. *

7 Uber Erlassgesuche und administrative Abschreibungen entscheidet die Gemein-
de. *

2.5. KOMPETENZNORMEN FUR WEITERE STEUERN *

Art. 22 Gistetaxe *

' Die Gemeinde kann eine Gistetaxe erheben. *

? Steuerobjekt ist die Ubernachtung, Steuersubjekt der iibernachtende Gast. Dem
tibernachtenden Gast gleichgestellt sind Personen, die in der betreffenden Gemeinde
unbeschréankt steuerpflichtig sind und dort iiber eine selbst genutzte Ferienliegen-
schaft verfiigen, es sei denn, die Gemeinde leistet aus den Einkommens- und Vermé-
genssteuern der unbeschrénkt steuerpflichtigen Personen einen wesentlichen Beitrag
an die Tourismusentwicklung. *

* Die Ertréige aus der Géstetaxe miissen zur Finanzierung von touristischen Einrich-
tungen und Veranstaltungen verwendet werden. Sie diirfen nicht fiir die Finanzie-
rung ordentlicher Gemeindeaufgaben eingesetzt werden. *

* Erhebung, Bezug und Verwendung der Gistetaxe konnen an eine kommunale oder
regionale Tourismusorganisation delegiert werden. Fiir Einsprachen muss jedenfalls
ein Gemeindeorgan bestimmt werden. *

> Die Gemeinden beziehungsweise die Tourismusorganisationen sind verpflichtet,
die Mittelverwendung detailliert offenzulegen. *

Art. 22a * Beherbergungsabgabe
! Die Gemeinde kann eine Beherbergungsabgabe erheben.

D Artikel 107 des kantonalen Steuergesetzes (BR 720.000)
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2 Steuersubjekt sind der Beherberger und der Eigennutzer. Als Eigennutzer gilt auch,
wer in der betreffenden Gemeinde unbeschréinkt steuerpflichtig ist und dort iiber
eine selbst genutzte Ferienliegenschaft verfiigt, es sei denn, die Gemeinde leistet aus
den Einkommens- und Vermdgenssteuern der unbeschrinkt steuerpflichtigen Perso-
nen einen wesentlichen Beitrag an die Tourismusentwicklung. Der Dauermieter ist
dem Eigennutzer gleichgestellt.

* Von der Abgabe ausgenommen ist, wer in der betreffenden Gemeinde unbeschrinkt
steuerpflichtig ist und dort nicht iiber eine selbst genutzte Ferienliegenschaft verfiigt.

* Steuerobjekt ist der direkte oder indirekte Tourismusnutzen.
* Die Bemessung erfolgt aufgrund der vorhandenen Kapazititen.

¢ Die Ertriige aus der Beherbergungsabgabe miissen zur Finanzierung von Ausgaben
im Interesse und zum Nutzen der Abgabepflichtigen verwendet werden. Sie diirfen
nicht fiir die Finanzierung traditioneller Gemeindeaufgaben verwendet werden.

" Erhebung, Bezug und Verwendung der Beherbergungsabgabe konnen an eine kom-
munale oder regionale Tourismusorganisation delegiert werden. Fiir Einsprachen
muss jedenfalls ein Gemeindeorgan bestimmt werden.

8 Die Gemeinden beziehungsweise die Tourismusorganisationen sind verpflichtet,
die Mittelverwendung detailliert offenzulegen.

Art. 23 Tourismusforderungsabgabe

! Die Gemeinde kann eine Tourismusférderungsabgabe erheben.

% Die Tourismusforderungsabgabe wird von den natiirlichen und juristischen Perso-
nen erhoben, die auf Gemeindegebiet titig sind und vom Tourismus profitieren.

* Die Ertréige sind im Interesse der steuerpflichtigen Personen und insbesondere fiir
eine wirksame Marktbearbeitung sowie fiir Anlésse zu verwenden. Sie diirfen nicht
fiir die Finanzierung ordentlicher Gemeindeaufgaben eingesetzt werden.

* Erhebung, Bezug und Verwendung der Tourismusfdrderungsabgabe kénnen an eine
kommunale oder regionale Tourismusorganisation delegiert werden. Fiir Einspra-
chen muss jedenfalls ein Gemeindeorgan bestimmt werden.

> Die Gemeinden beziehungsweise die Tourismusorganisationen sind verpflichtet,
die Mittelverwendung detailliert offenzulegen. *

3. Die Kirchensteuern

Art. 24 Kirchensteuern

' Die Landeskirchen und ihre Kirchgemeinden konnen eine Einkommens- und Ver-
mogenssteuer in Prozenten der einfachen Kantonssteuer erheben. Die Landeskirche
beziechungsweise die Kirchgemeinde legt den Steuerfuss fiir das nachfolgende Jahr
spétestens im Dezember fest.
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2 Die Steuerpflicht richtet sich nach der Kirchenzugehérigkeit der einzelnen Steuer-
pflichtigen am Ende der Steuerperiode oder der Steuerpflicht und nach den Bestim-
mungen des kantonalen Steuergesetzes”. In konfessionell gemischten Ehen sind die
Gesamtfaktoren hélftig auf die beiden Ehegatten aufzuteilen.

3 Steuerobjekt, Steuersatz und Bemessung der Steuer richten sich nach den Bestim-
mungen des kantonalen Steuergesetzes. Der allgemeine Félligkeitstermin entspricht
demjenigen der Gemeindesteuern.

* Die Veranlagung erfolgt zusammen mit der Gemeindesteuer durch die dafiir zu-
standige Behorde. Gleiches gilt fiir Einsprache-, Rechtsmittel- und weitere Entschei-
de.

> Fiir die Beurteilung der subjektiven Steuerpflicht ist die Kirchgemeinde zustindig.
¢ Der Steuerbezug fillt in die Zustindigkeit der Gemeinde.

4. Nach- und Strafsteuern sowie Ordnungsbussen

Art. 25 Nachsteuern und Bussen
' Die Gemeinden sowie die Landeskirchen und ihre Kirchgemeinden erheben eine
Nach- und Strafsteuer nach den Bestimmungen des kantonalen Steuergesetzes®.

2 Die Gemeinden erheben bei Steuerarten, welche sie selber veranlagen, Ordnungs-
bussen nach den Bestimmungen des kantonalen Steuergesetzes.

? Veranlagung und Bezug fallen in den Zustéindigkeitsbereich der fiir den Vollzug der
betreffenden Steuerart zustédndigen Behorde.

* Die Veranlagung der Nach- und Strafsteuern betreffend Einkommens- und Vermd-
genssteuern féllt in den Kompetenzbereich der kantonalen Behdrde.

*Wo die Veranlagung zusammen mit der Kantonssteuer erfolgt, werden die Nach-
und Strafsteuerverfahren zusammengelegt.

5. Vollzug und Verfahren

Art. 26 Gesetzliche Grundlage

! Die Gemeinden regeln die Grundziige der Steuererhebung fiir die Steuern nach Ar-
tikel 2, die Zustindigkeiten und die Falligkeit der Steuern in einem Gesetz im for-
mellen Sinn.

? Die Landeskirchen und ihre Kirchgemeinden regeln die Steuererhebung und die
Zustandigkeiten in einem Gesetz im formellen Sinn.

3 Die Gesetze nach den Absitzen 1 und 2 sind von der Regierung mit konstitutiver
Wirkung zu genehmigen.
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Art. 27 Behorden

1. Gemeindebehdrden
! Die Gemeinde bestimmt die Vollzugsbehdrden.
% Eine Delegation der Veranlagung bedarf einer ausdriicklichen gesetzlichen Rege-
lung.
3 Einsprachebehorde ist die Veranlagungsbehdrde. Wird die Veranlagung delegiert,
ist eine kommunale Behorde als Einsprachebehorde zu bestimmen.

* Die Exekutive der Gemeinde ist zustéindig fiir Steuererleichterungen. Sie kann we-
der als Veranlagungs- noch als Einsprachebehorde bestimmt werden.

’ Die Gemeinde bestimmt eine Behorde fiir den Entscheid iiber Steuererlass und
administrative Abschreibung.

Art. 28 2. Kirchenbehorden

' Die Landeskirchen und deren Kirchgemeinden bestimmen eine Behérde fiir die
Festlegung des Steuerfusses sowie fiir die Beurteilung der subjektiven Steuerpflicht.

Art. 29 Rechtsmittel

" Gegen Verfiigungen kann die steuerpflichtige Person innert 30 Tagen seit Zustel-
lung bei der Veranlagungsbehdrde schriftlich Einsprache erheben.

> Gegen Einsprache- und Revisionsentscheide kann die steuerpflichtige Person in-
nert 30 Tagen seit Zustellung beim Verwaltungsgericht schriftlich Beschwerde erhe -
ben.

Art. 30 Entschédigung des Kantons

' Die Gemeinden entschidigen die Kantonale Steuerverwaltung fiir die Veranlagung
der Grundstiickgewinnsteuer mit einer Fallpauschale. Die Regierung legt deren
Hohe fest.

% Die Landeskirchen und Kirchgemeinden entschiidigen die Kantonale Steuerverwal-
tung mit eins Prozent und die Gemeinde mit maximal zwei Prozent der bezogenen
Steuern.

? Bestehen in derselben politischen Gemeinde mehrere Kirchgemeinden, haben diese
die Kantonale Steuerverwaltung mit 1.5 Prozent und die Gemeinde mit maximal 2.5
Prozent der bezogenen Steuern zu entschadigen.

6. Schlussbestimmungen

Art. 31 Anpassung der Gesetzgebung

' Die Gemeinden, Landeskirchen und Kirchgemeinden passen ihre Gesetze an das
kantonale Recht an und reichen die Totalrevision bis spatestens am 31. Juli 2008 der
Regierung zur Genehmigung ein.
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2 Ab dem 1. Januar 2009 finden die Bestimmungen dieses Gesetzes direkte Anwen-
dung und derogieren abweichende Regelungen der Gemeinden, Landeskirchen und
Kirchgemeinden.

* Die Gesetze iiber die Kurtaxe, die Tourismusforderungsabgabe sowie die Sonder-
steuern der Zollausschlussgebiete, die bereits von der Regierung genehmigt worden
sind, bediirfen keiner Revision und keiner erneuten Genehmigung.

Art. 32 Anderung bisherigen Rechts"

Art. 33 Ubergangsbestimmung

' Noch nicht besteuerte Erbvorbeziige an Ehegatten sowie an direkte Nachkommen
werden per 1. Januar 2008 besteuert. Fiir die Besteuerung des Vorempfanges sind die
Verhiltnisse im Zeitpunkt der Ausrichtung massgebend.

Art. 33a * Anpassung der kommunalen Gesetzgebung an die Anderung vom
12. Februar 2019

! Die Anderungen des Artikels 2 und des Artikels 21 finden direkt Anwendung und
treten mit dem Inkrafttreten der Teilrevision des kantonalen Steuergesetzes vom
12. Februar 2019 in Kraft.

? Die im Gemeindesteuergesetz normierten Steuersitze fiir den elterlichen und den
grosselterlichen Stamm sowie fiir die iibrigen Begiinstigten finden bis zu deren An-
derung Anwendung, soweit sie die neuen Maximalsdtze nicht {ibersteigen. Andern-
falls gelten die Maximalsdtze nach Artikel 21 Absatz 5.

3 Fiir die zeitliche Abgrenzung dieser Gesetzesidnderung ist der Zeitpunkt massge-
bend, in welchem der steuerbegriindende Tatbestand verwirklicht wurde. Altrechtli-
che Steuertatbestdnde werden weiterhin von der Gemeinde veranlagt und bezogen.

Art. 34 Referendum und Inkrafttreten

! Dieses Gesetz untersteht dem fakultativen Referendum?.

? Es tritt auf den 1. Januar 2007 in Kraft und findet unter Vorbehalt von Absatz 3 per
1. Januar 2009 Anwendung.

* Die Befreiung der Ehegatten und der direkten Nachkommen geméss Artikel 21 Ab-
satz 2 und 3 von der Erbschafts- und Schenkungssteuer gilt bereits ab 1. Januar 2008
fiir alle Gemeinden zwingend.

Y Anderungen bisherigen Rechts werden nicht aufgefiihrt.
?  Die Referendumsfrist ist am 13. Dezember 2006 unbenutzt abgelaufen.
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720.200

Anderungstabelle - Nach Beschluss

luss Inkrafttreten Element Anderung AGS Fundstell

31.08.2006 01.01.2007 Erlass Erstfassung -

31.08.2012 01.01.2013 Art. 4 Abs. 5 ingefli -

31.08.2012 01.01.2013 Art. 8 Abs. 2, b) geidndert -

31.08.2012 01.01.2013 Art. 9 Abs. 1,b) geidndert -

31.08.2012 01.01.2013 Art. 21 Abs. 4 geiindert -

13.01.2015 01.01.2016 Art. 11 Abs. 1,d) geéindert 2015-005
02.02.2016 01.01.2017 Art. 11 Abs. 1,d) geindert 2016-001
17.10.2017 01.07.2018 Art. 5 Abs. 1 aufgehoben 2018-002
05.12.2017 01.01.2018 Art. 22 Abs. 2 geidndert 2018-005
12.02.2018 01.07.2018 Art. 2 Abs. 3, b) geidndert 2018-010
12.02.2018 01.07.2018 Art. 22 Titel gedindert 2018-010
12.02.2018 01.07.2018 Art. 22 Abs. 1 geéindert 2018-010
12.02.2018 01.07.2018 Art. 22 Abs. 3 geindert 2018-010
12.02.2018 01.07.2018 Art. 22 Abs. 4 gedndert 2018-010
12.02.2018 01.07.2018 Art. 22 Abs. 5 ingefii 2018-010
12.02.2018 01.07.2018 Art. 22a fii 2018-010
12.02.2018 01.07.2018 Art. 23 Abs. 5 fii 2018-010
12.02.2019 01.01.2021 Art. 2 Abs. 2, b) geéindert 2019-015
12.02.2019 01.01.2021 Art. 2 Abs. 2, ¢) ingefii 2019-015
12.02.2019 01.01.2021 Art. 2 Abs. 3, a) aufgehoben 2019-015
12.02.2019 01.01.2021 Titel 2.4. geidndert 2019-015
12.02.2019 01.01.2021 Art. 21 Abs. 1 geidndert 2019-015
12.02.2019 01.01.2021 Art. 21 Abs. 2 geiindert 2019-015
12.02.2019 01.01.2021 Art. 21 Abs. 3 aufgehoben 2019-015
12.02.2019 01.01.2021 Art. 21 Abs. 4 geindert 2019-015
12.02.2019 01.01.2021 Art. 21 Abs. 5 gedndert 2019-015
12.02.2019 01.01.2021 Art. 21 Abs. 5,b) aufgehoben 2019-015
12.02.2019 01.01.2021 Art. 21 Abs. 6 ingefii 2019-015
12.02.2019 01.01.2021 Art. 21 Abs. 7 fii 2019-015
12.02.2019 01.01.2021 Titel 2.5. fii 2019-015
12.02.2019 01.01.2021 Art. 33a fii 2019-015
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720.200

Anderungstabelle - Nach Artikel

Element Inkrafttreten Anderung AGS Fundstell
Erlass 31.08.2006 01.01.2007 Erstfassung -

Art. 2 Abs. 2, b) 12.02.2019 01.01.2021 gedndert 2019-015
Art. 2 Abs. 2, ¢) 12.02.2019 01.01.2021 ingefii 2019-015
Art. 2 Abs. 3, a) 12.02.2019 01.01.2021 aufgehoben 2019-015
Art. 2 Abs. 3,b) 12.02.2018 01.07.2018 geiindert 2018-010
Art. 4 Abs. 5 31.08.2012 01.01.2013 ingefii -

Art. 5 Abs. 1 17.10.2017 01.07.2018 aufgehoben 2018-002
Art. 8 Abs. 2, b) 31.08.2012 01.01.2013 gedndert -

Art. 9 Abs. 1,b) 31.08.2012 01.01.2013 geidndert -

Art. 11 Abs. 1, d) 13.01.2015 01.01.2016 geidndert 2015-005
Art. 11 Abs. 1, d) 02.02.2016 01.01.2017 geiindert 2016-001
Titel 2.4. 12.02.2019 01.01.2021 gedndert 2019-015
Art. 21 Abs. 1 12.02.2019 01.01.2021 geindert 2019-015
Art. 21 Abs. 2 12.02.2019 01.01.2021 gedndert 2019-015
Art. 21 Abs. 3 12.02.2019 01.01.2021 aufgehoben 2019-015
Art. 21 Abs. 4 31.08.2012 01.01.2013 geidndert -

Art. 21 Abs. 4 12.02.2019 01.01.2021 geiindert 2019-015
Art. 21 Abs. 5 12.02.2019 01.01.2021 gedndert 2019-015
Art. 21 Abs. 5, b) 12.02.2019 01.01.2021 aufgehoben 2019-015
Art. 21 Abs. 6 12.02.2019 01.01.2021 ingefli 2019-015
Art. 21 Abs. 7 12.02.2019 01.01.2021 fii 2019-015
Titel 2.5. 12.02.2019 01.01.2021 fii 2019-015
Art. 22 12.02.2018 01.07.2018 Titel gedindert 2018-010
Art. 22 Abs. 1 12.02.2018 01.07.2018 gedndert 2018-010
Art. 22 Abs. 2 05.12.2017 01.01.2018 geindert 2018-005
Art. 22 Abs. 3 12.02.2018 01.07.2018 gedndert 2018-010
Art. 22 Abs. 4 12.02.2018 01.07.2018 geidndert 2018-010
Art. 22 Abs. 5 12.02.2018 01.07.2018 ingefii 2018-010
Art. 22a 12.02.2018 01.07.2018 fii 2018-010
Art. 23 Abs. 5 12.02.2018 01.07.2018 fii 2018-010
Art. 33a 12.02.2019 01.01.2021 fii 2019-015

13




	1. Allgemeine Bestimmungen
	Art. 1 Gegenstand des Gesetzes
	Art. 2 Gemeindesteuern
	Art. 3 Kirchensteuern

	2. Die Steuern der Gemeinden
	2.1. Direkte Steuern
	Art. 4 Einkommens- und Vermögenssteuern
	Art. 5 Fraktionssteuer
	Art. 6 Grundstückgewinnsteuer

	2.2. Handänderungssteuer
	Art. 7 Handänderungssteuer 1. Allgemeines
	Art. 8 2. Handänderungsbegriff
	Art. 9 3. Steuerfreie Handänderungen
	Art. 10 4. Steuersubjekt
	Art. 11 5. Subjektive Steuerbefreiung
	Art. 12 6. Steuerbemessung
	Art. 13 7. Mitteilung
	Art. 14 8. Veranlagung und Fälligkeit
	Art. 15 9. Sicherstellung

	2.3. Liegenschaftensteuer
	Art. 16 Liegenschaftensteuer 1. Allgemeines
	Art. 17 2. Steuersubjekt
	Art. 18 3. Steuerbemessung
	Art. 19 4. Veranlagung und Bezug
	Art. 20 5. Sicherstellung

	2.4. Erbschafts- und Schenkungssteuer *
	Art. 21 Erbschafts- und Schenkungssteuer

	2.5. Kompetenznormen für weitere Steuern *
	Art. 22 Gästetaxe *
	Art. 22a * Beherbergungsabgabe
	Art. 23 Tourismusförderungsabgabe


	3. Die Kirchensteuern
	Art. 24 Kirchensteuern

	4. Nach- und Strafsteuern sowie Ordnungsbussen
	Art. 25 Nachsteuern und Bussen

	5. Vollzug und Verfahren
	Art. 26 Gesetzliche Grundlage
	Art. 27 Behörden 1. Gemeindebehörden
	Art. 28 2. Kirchenbehörden
	Art. 29 Rechtsmittel
	Art. 30 Entschädigung des Kantons

	6. Schlussbestimmungen
	Art. 31 Anpassung der Gesetzgebung
	Art. 32 Änderung bisherigen Rechts)
	Art. 33 Übergangsbestimmung
	Art. 33a * Anpassung der kommunalen Gesetzgebung an die Änderung vom 12. Februar 2019
	Art. 34 Referendum und Inkrafttreten


		2019-12-18T18:09:04+0100
	"7001 Chur"
	"Gesetzessammlung Kanton Graubünden"


	



